Snnnabend, den 23. Januar. 
Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechatſengaſſe No. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poftanftalten 


pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


Zo ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemeper'sCentr.⸗Ztas.⸗ u. Ann onc.⸗Büf eau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 

In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Frankfurt a. M., 22. Jan. 
Der Bundestag hielt heute eine Sitzung, worin Oeſter⸗ 
reich und Preußen den Beginn des Durchmarſches 
ihrer Truppen durch Holſtein nach Schleswig anzeigten. 
Die Bundesverſammlung war darüber allgemein ein⸗ 
verſtanden, daß die Verhältniſſe der Bundescivilcom⸗ 
miſſäre in Holſtein, fo wie das Commando des Ge⸗ 
nerals Hacke über die ſächſiſchen und hannöverſchen 
Executionstruppen davon unberührt bleiben und find 
demgemäße genaue Inſtruktionen den Betreffenden 
ertheilt worden. Die öſterreichiſch-preußiſchen Bri⸗ 
gaden erſter Reſerve gehen zum öſterxeichiſch⸗preußi⸗ 
ſchen Occupationscorps über. 

— Die geftrige „Indeped. belge“ bringt ein 
Telegramm aus Frankfurt a. M. vom 20., wonach 
der däniſche Conſeilpräſident Monradt eine vom 
6. d. M. datirte Note an den Wiener und andere 
Höfe gerichtet und darin eine Intervention gemäß 
dem Pariſer Protokoll vom 14. Aug. 1856 verlangt 
hat; inzwiſchen ſoll der Status quo aufrecht erhalten 
bleiben. Eine ſchwediſche in ähnlichem Sinne abge⸗ 
faßte Note iſt an verſchiedene Cabinette abgegangen. 

Hamburg, 22. Jan. 
Die mit dem geſtrigen Abendzuge von Altona einge⸗ 
troffenen Mitglieder der ſchleswig⸗holſteiniſchen Lan⸗ 
desdeputationen wurden auf dem dortigen Bahnhofe 
mit Muſik und ungeheurem Jubel empfangen. Sie 
kamen Nachts in Begleitung großer Volksmaſſen hier⸗ 
her, wo in Zinggs Hotel eine Berathung ftattfindet. 
Das Thermometer zeigt 5 Grad über Null 
und es regnet; doch wird das Elbeis noch mit Wagen 
befahren. — Nach der „Börſenhalle“ trifft der 
Feldmarſchal Wrangel morgen früh um halb 5 Uhr 
mittelſt Extrazuges hier ein. 
Kiel, 21. Jan. 

Turnerfeuerwehr die Wachen. Morgen und über⸗ 
morgen werden 4000 Oeſterreicher erwartet. Oberſt 
Duplat (Chef des Militairdepartement des Herzogs 
Friedrich) iſt aus Gotha hier eingetroffen. 

Dresden, Freitag, 22. Jan. 
In der heutigen Sitzung der Deputirtenkammer wurden 
die Anträge des Ausſchuſſes in Betreff der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage, einſtimmig angenommen. Der 
Miniſter von Beuſt ſprach in verſöhnlichem Sinne, 
betonte jedoch entſchiedenes Feſthalten des von der 
ſächſiſchen Regierung eingenommenen rechtlichen Stand⸗ 
punktes, und hofft denſelben ſchließlich zur Geltung 
zu bringen. 

Lemberg, Freitag, 22. Jan. 
Die am 17. d. M. aus dem Zollkiewer Kreiſe in 
Galizien nach Polen übergetretene Reiterabtheilung 
unter Komorowski ſoll von den Ruſſen geſchlagen, 
ihr Anführer gefallen oder doch verwundet fein. Auch 
feine Inſurgentenabtheilung unter Cwiel iſt bei Kras⸗ 
nabrod geſchlagen worden; einige Flüchtlinge derſelben 
überſchritten im Przmysſer Kreiſe die öſterreichiſche 


renze. 
Turin, 22. Jan. 

Ein Circular des Miniſters des Innern an die Prä⸗ 
fecten macht dieſelben auf die Umtriebe der Actions⸗ 
partei aufmerkſam, welche beabſichtigte, ſich die Ber 
fugniſſe des Königs und des Parlaments anzueignen 
und glauben zu machen ſuche, als genieße ſie im Ge⸗ 
heimen die Unterſtützung der Regierung. Das Mi⸗ 
niſterium ſei entſchloſſen, die Umtriebe aufzudecken 
uud jeden Verſuch zu unterdrücken. Die Präfecten 


— 


werden angewieſen, eine thätige Ueberwachung aus⸗ 
zuüben und die Strenge des Geſetzes anzuwenden. 
Stockholm, 21. Jan. 
Die bevorſtehende Occupation Schleswigs hat eine 
wachſende Bewegung für Dänemark in allen Landes⸗ 
theilen hervorgerufen. Man richtet Adreſſen nach 
Stockholm, es bilden ſich Comités für Geldſamm⸗ 
lungen und Freiwilligenanwerbungen. Die Kriegs⸗ 
rüſtungen werden mit verdoppeltem Eifer in Schwe⸗ 
den und Norwegen betrieben. 
London, Donnerſtag, 21. Jan. 
Nach Berichten aus Shanghai vom 8. Dezember hat 
General Gordon die von den Taipings beſetzte Stadt 
Soo-Eheo (öſtlich von Nangking) eingenommen. Der 
den Konſöderirten gehörige Dampfer „Alabama“ war 
in Singapore eingetroffen. 
London, 22. Jan. 
Die heutige „Times“ ſchreibt: Dänemark verwarf 
nicht unbedingt das 'Ultimatum, ſondern verlangte eine 
längere Bedenkfriſt. — Die „Morning Poſt“ erklärt 
die geſtrige Angabe der „Times“ für incorrect; Dä⸗ 
nemark habe bloß dem engliſchen Cabinet die Bereit⸗ 
willigkeit angedeutet, den Reichsrath behufs der Ab⸗ 
ſchaffung der Verfaſſung einzuberufen, da das Ca⸗ 
binet dazu incompetent ſei. Weitere Verſöhnungsan⸗ 
träge ſeien hier nicht eingetroffen. 


San dt a g. 


Haus der Abgeordneten. 


29. Sitzung, Donnerſtag, 21. Januar. 

Am Miniſtertiſche: anfänglich — Regierungs- 
Kommiſſare, ſpäter treten die Miniſter v. Bismarck, 
v. Roon, v. Bodelſchwingh, Graf v. Itzenplitz, und 
v. Selchow ein. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Kom» 
miſſionsbericht über den Geſetzentwurf, betreffend den 
außerordentlichen Geldbedarf der Militär- und Marine 
verwaltung (die Zwölf⸗Millionen⸗Anleihe). Den zweiten 
Gegenſtand bildet der mündliche Bericht derſelben Kom⸗ 
miſſion über die von den Abg. Schulze (Berlin) und 
v. Carlowitz beantragte Reſolution, dte ſchleswig⸗holſtein⸗ 
ſche Frage betreffend. Der Präſident ſchlägt binſichtlich 
der geſchäftlichen Behandlung vor, über beide Gegenſtände 
zugleich die Generaldiskuſſion zu eröffnen, da die Gründe 
für die Reſolution zugleich Gründe gegen den Geſetz⸗ 
entwurf ſeien, ſodann in die Spezialberathung über die 
einzelnen Paragraphen einzutreten und endlich über die 
Reſolution abzuſtimmen. 

Abg. Dr. Freſe (Minden) wünſcht wenigſtens eine 
Spezialdiskuſſion über die Rejolution. 

Abg. Dr. Waldeck: Korrekter wäre die Theilnng 
der Generaldebatte, eine beſondere Spezialdiskuſſion über 
die Reſolution ſei nicht thunlich. — Bei der Abſtimmung 
über die Frage, ob auf die gemeinſchaftliche Generaldis- 
kuſſton eine Spezialdiskuſſion über die Reſolution ſtatt⸗ 
finden ſolle, verneint das Haus dieſelbe, worauf, die 
Generaldiskuſſion über die Anleihe und die Reſolution 
eröffnet wird. — Ein vom Abg. Grote eingebrachtes 
und genügend unterſtütztes Amendement verlangt die 
9 7572 der urſprünglichen Faſſung des Alinea 3. der 

ſelution. 

Referent Abg. Aß mann. Das Haus habe ſich 
deshalb, ſeitdem die Anleihevorlage vor ſein Forum ge- 
langt ſei, alle Mühe gegeben, Information über die 
Seitens der Regierung in Ausſicht genommene Politik 
zu verſchaffen, um Erklärungen berbeizuführen, welche 
ihm ein zuſtimmendes Votum ermöglichten. Diefe Mühe 
ſei leider erfolglos geblieben oder habe doch nur zur Folge 
gehabt, dem Hauſe eine erſchreckende Sicherheit über die 
Ziele der Reglerungspolitik zu verſchaffen und ihm die 
Nothwendigkeit eines ablehnenden Votums aufzuerlegen. 
Seitdem der vorliegende Bericht der Kommiſſion feſtge⸗ 
ſtellt worden, ſei die von Preußen und Oeſterreich am 
14. d. M. beim deutſchen Bunde über die Beſetzung von 
Schleswig abgegebene Erklärung in authentiſchem Wort⸗ 
laute bekannt geworden. Durch dieſen Beſchluß greife 
die preußiſche Regierung unzweifelhaft in die Kompetenz 


des deutſchen Bundes ein und handle einem ausgeſprochenen 
rechtsgiltigen Bundesbeſchluß entgegen, nämlich dem auf 
Anregung Preußens und Oeſterreichs ſelbſt gefaßten 
Bundesbeſchluß vom 28. Dez. v. J., nach welchem der 
Schutz des verfaſſungsmäßigen Rechtes von Schleswig 
als ein dem deutſchen Bunde zuſtehendes und von dieſem 
eventuell durch Beſetzung Schleswigs geltend zu machendes 
Recht anerkannt worden iſt. Oeſterreich und Preußen 
hätten durch die Art, wie ſie die Verhandlungen mit 
Dänemark im Jahre 1851 geführt, ſelbſt zugegeben, daß 
die eigentlichen Kontrahenten der damals auch rückſicht⸗ 
lich Schleswigs getroffenen Vereinbarungen der deutſche 
Bund einerſeits und Dänemark andrerſeits ſeien. Bei 
der Erklärung Preußens und Oeſterreichs vom 14. d. M. 
fehle es aber dieſen Regierungen an jeder Legitimation, 
etwa für oder im Namen des deutſchen Bundes zu han⸗ 
deln, deſſen ausgeſprochener Wille vielmehr jenen Mächten 
entgegenſtehe. Preußen maße ſich alſo eine ihm nicht 
zuſtehende Befugniß an. Welche Abſicht es dabei ver⸗ 
folge, ſei klar. Preußen wolle die thatſächlichen Erfolge 
der Bundesexekution, wie tie in Holſtein eingetreten, für 
Schleswig ausgeſchloſſen wiſſen, und die preußiſche Regie- 
rung trete hierdurch in offenen Konflikt mit dem preu⸗ 
ßiſchen Volke, mit der Mehrzahl der deuiſchen Regierungen 
und faſt mit der geſammten deutſchen Nation. (Zuſtim⸗ 
mung.) Die preußiſche Politik werde geleitet durch per⸗ 
ſönliche Sympathien und Antipathien, ſowie durch das 
Intereſſe der Partei des Herrn v. Bismarck, dem Ver⸗ 
tragstreue nur als ein gelegentlich anzubringendes Argu- 
ment gilt. (Beifall.) Für dieſes Haus ſtehe es feſt, daß 
Herr v. Bismarck dem deutſch⸗patriotiſchen Beſtreben der 
Mittelſtaaten entgegen ſei, und ſeine Politik könne in 
dieſem Hauſe keinen Anhalt gewähren, Herrn v. Bismarck 
irgend zuzuſtimmen. (Bravo.) Der Herr Miniſter⸗ 
Präfident möge vielleicht in gewohnter Weiſe die 
Achſeln zucken über die 352 Laien, welche die 
Richtung ſeiner Politik zu tadeln ſich unterfangen, 
aber ſo lange es ihm nicht gelungen ſein werde, ein 
neues Wahlgeſetz durchzuſetzen, welches allein im Stande 
ſein werde, Diplomaten aus feiner Schule auf die Bänke 
des Abgeordnetenhauſes zu bringen (Heiterkeit), werde 
das preußiſche Volk nur Vertreter hierherſenden, die ihren 
Entſchließungen die Ehre und das Recht zu Grunde 
legen, wie ſie dieſelben verſtehen. (Bravo.) Wenn nun 
die Politik des Hrn v. Bismark Preußen aus ſeiner 
Stellung als deutſche Großmacht herausdrängt und es 
als Diener Oeſterreichs zum Feinde Deutſchlands werden 
läßt, wenn unſerm braven preußiſchen Heere das ſchmäh⸗ 
liche Loos zufallen ſolle, gegen unſere deutſchen Brüder 
zu kämpfen und Holſtein wieder den Dänen auszuliefern 
und das alles nur, weil Herr v. Bismarck die preußiſche 
Politik leitet, dann ſoll wenigſtens Deutſchland wiſſen, 
daß wir zu ihm und nicht zu Herrn v. Bismark ſtehen 
und alle uns zuſtändigen Mittel anwenden werden, um 
dieſe Politik zu bekämpfen (allgemeines Bravo ).“ In 
den Händen dieſes Miniſteriums iſt Preußen entweder 
zur Ohnmacht oder zum Selbſtmord verdammt; unter 
dieſen Umſtänden haben wir keine Wahl: wir ziehen die 
Ohnmacht dem Selbſtmord vor, und die erſte praktiſche 
Folge, die wir dieſer Wahl geben, iſt die Verwerfung 
der Anleihe.“ (Bravo!) ) 

Nach Feſtſtellung der Rednerliſte erhält das Wort: 

Minifterpräfident v. Bismarck: Der Herr Re 


| ferent hat vorher von den traurigen Konſequenzen ge⸗ 


ſprochen, zu welchen die weitere Entwickelung der Sach. 
lage geführt hat. Damit Sie ſehen, wie gern ich bereit 
bin, Ihnen alle möglichen Aufſchlüſſe zu geben, welche die 
Sachlage zuläßt, ſo erlaube ich mir Ihnen, nicht in der 
Form eines Aktenſtückes, ſondern in der Form einer 
mündlichen Mittheilung, einen Theil einer vor einigen 
Tagen an die deutſchen Reglerungen gerichteten Depeſche 
vorzuleſen. (Die Depeſche entwickelt, daß die preußiſche 
Regierung keineswegs dem Bunde und feinen Anſchau⸗ 
ungen entgegentrete, ſondern nur ihre Stellung zu der 
Frage und den Kontrahenten des Londoner Protokolls 
zu berückſichtigen habe. Die Depeſche macht ferner dar⸗ 
auf aufmeikſam, daß zwiſchen der Rückkehr der Herzog⸗ 
thümer unter däniſche Oberhoheit und zwiſchen einer 
Vereinigung derſelben unter einer neuen Dynaſtie noch 
andere Möglichkeiten liegen, unter welchen vor Allem 
eine Perſonal Union zwiſchen ihnen und Dänemark her- 
vorzubeben fei, etwa in der Art wie zwiſchen Schweden 
und Norwegen. Dabei werde Schleswig ⸗Holſtein durch 
ſeinen Rückhalt am deutſchen Bunde einen Schutz finden, 


der ihm nur von Vortheil ſein könne, während man 
wahrſcheinlich die dynaſtiſche Löſung nur mit Aufopfe- 
rung der Zuſammengehörigkeit der Herzogthümer und 
der Rechte der deutſchen Bewohner Schleswigs löſen 
könne.) In Betreff der in der Kommiſſion angeregten 
Frage, welcher Rechtstitel zur Einmiſchung in Schleswig 
dem Bunde zu Gebote ſtehe, habe ich dasjenige Akten⸗ 
ſtück mitgebracht, auf welches in der Kommiſſion Bezu 

genommen worden iſt und worin geſagt ſein ſoll, da 

die beiden Herzogthümer alle öffentlichen Rechtsverhältniſſe 
mit einander gemein haben ſollen. Es iſt das eine vom 
Frhrn. v. Rechlin an die deutſche Bundes verſammlung 
gerichtete Note, durch welche der Schriftwechſel abgeſchloſſen 
wurde. Es iſt aus dem Inhalt derſelben ſchon mit 
einiger Schwierigkeit ein Einmiſchungsrecht des deutſchen 
Bundes zu folgern; noch ſchwerer wird es ſein, dieſes 
Recht bei den europäiſchen Mächten zur Geltung zu brin⸗ 
gen. Wenn aber das Erbrecht in Schleswigs auf die 
Deduktion „gegründet werden ſoll, daß beide Herzog 
thümer nicht von einander getrennt werden dürfen und 
daß darum der Erbe von Holſtein auch Schleswig mit 
bekommen muß, fo läßt ſich dieſe Deduktion auch um⸗ 
kehren und für den Erben von Schleswig geltend machen.“ 

Abg. Dr. Virchow: Die Regierung erkennt jetzt 
ebenfalls an, daß der Zuſtand, wie er 1852 in den Her- 
zogthümern geſchaffen worden gegenwärtig ein unmög. 
licher iſt. Eine ſolche Erklärung hatten wir bis jetzt 
noch nicht gehört. Früher hat grade aus dem Beharren 
bei den Abmachungen von 1852 der Minifterpräfident 
das Recht Preußens, als europäiſche Großmacht einzu⸗ 
greifen, hergeleitet. In der Pete mitgetheilten Note 
erklärt er nun auch eine Löſung für möglich, wonach 
zwiſchen den Herzogthümern und Dänemark eine Perſo⸗ 
nal-Union beſtehen würde. Er ſcheint alſo doch endlich 
eingeſehen zu haben, was hier im. Haufe ſchon wieder» 
holt erörtert iſt: daß nämlich mit den Abmachungen von 
1852 nichts gemacht werden kann. Möchte doch der 
Herr Miniſterpräſident feine Vertragstreue in andere 
Bahnen lenken. (Lebhaftes Bravo!) 

Nach den heutigen Erklärungen des Miniſterprä⸗ 
ſidenten hält derſelbe noch immer am Londoner Prokokoll 
feſt. Es iſt ſchon wiederholt erörtert, daß dies nur im 
ruſſiſchen Intereſſe iſt, indem dadurch alle Erbberechtigten 
bis auf die Glücksburger zu Gunſten der Gottorp'ſchen 
Linie beſeitigt ſind. Nur ein Staatsmann, der ein 
ſolches Intereſſe leitet, kann eine ſolche Politik treiben. 
Im Intereſſe des preußiſchen und deutſchen Volkes wäre 
es geweſen, wenn die preußiſche Regierung mit der 
ſchwediſchen ſich in Verbindung geſetzt hätte, um die 
ſkandinaviſche Union zu Stande bringen zu helfen; da» 
durch wäre eine wirklich ſtarke Macht am Sunde ent⸗ 
ſtanden, deren Intereſſen nicht mit denen Deutſchlands 
kollidirten, ſondern die zu ſeinem Schutze gegen die 
Uebergriffe Englands und Rußlands dienen würde. Die 
Politik Dänemarks ift natürlich auf die Annektirung 
der Herzogthümer hingewieſen, eine ſkandinaviſche Union 
würde darauf verzichten können; jedenfalls wäre ein 
desfallſiges Uebereinkommen mit Deutſchland nicht ſchwer. 
Unter dieſen Umſtänden trage ich kein Bedenken, der vor⸗ 
geſchlagenen Reſolution mich anzuſchließen, ebenſo dem 
Amendement Groote, welches der Verwahrung gegen die 
Politik des Miniſterpräſidenten einen ſchärferen Aus: 
druck giebt. 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Der Herr Vor⸗ 
redner hat mich dahin verſtanden oder verſtehen wollen, 
daß ich in der von mir vorgeleſenen Depeſche die Ab- 
machung von 1852 als unmöglich bezeichnet hätte, und 
daß, wenn ich mich bei der Länge ſeines Vortrages ſeiner 
Worte noch recht erinnere, ich hierzu durch die Ueber. 
redung der Redner dieſes Hauſes mich hätte bewegen 
laſſen. Ich habe vielmeht die Zuſtände, welche von 1852 
bis zum vorigen Jahre in Dänemark beſtanden, für un⸗ 
möglich und ihre Wiederkehr für unzuläſſig bezeichnet. 
Sollten die Stipulationen, welche während dieſer Zeit 
unausgeführt geblieben find, unausführbar fein, jo iſt 
das Dänemarks Sache. Der Vorredner hat ferner ge 
äußert, er ſehe nicht, wie die Verabredungen von 1852 
noch dazu dienen ſollten, eine Inkorporation Schleswigs 
zu verhüten, da dieſe bereits erfolgt ſei: es iſt dies 
vollkommen richtig, wohl aber können dieſe Verabredungen 
als Baſis dienen, für das Einſchreiten der europäiſchen 
Mächte gegen die Inkorporatton. 

Abg. Graf v. Wartens leben (vom Platz). Meine 
Herren! Ich bin ein echter Pommer. .. (Rufe: „Auf die 
Tribüne “.) 

Vicepräſident v. Unruh. Jedes Mitglied hat das 
Recht, vom Platze oder von der Tribüne zu ſprechen; 
bei größeren Debatten ift es indeſſen allerdings Uſus, 
daß die Redner die Tribüne beſteigen. 

Abg. Gr. v. Wartensleben. Da dies mein 
Recht iſt, ſo werde ich vom Platze ſprechen. — Meine 
Herren! Wenn ein echter Pommer nach Baiern kommt, 
ſo verſtehen ſie ihn dort nicht und wenn ein echter 
Schwabe nach Pommern kommt, ſo verſtehen wir ihn 
auch nicht. Darin ſehe ich den göttlichen Rathſchluß, 
daß es einen Nationalegoismus geben muß, und ich 
meine Herren kenne nur den preußiſchen Standpunkt 
und das preußiſche Intereſſe, und ich beklage es daher, 
daß wir in dieſer Frage einen Blick werfen ſollen auf 
das Ausland und auf das Verhalten Anderer. Sie 
haben entſchieden das Recht, Ihr Votum gegen die Ans 
leihe abzugeben, aber Sie haben keineswegs das Recht, 
dem Miniſterium den Gang feiner äußeren Politik vor⸗ 
zuschreiben, das iſt ein Eingriff in die Prärogative der 
Regierung. Die Anleihe verweigern, iſt Ihr Recht, die 
Reſolution faſſen, Unrecht. Ste fürchtet einen Bürger⸗ 
krieg mit den deutſchen Staaten, meine Herren. Im 
Intereſſe der Menſchheit würde ich das für ein Unglück, 
im preußiſchen Intereſſe für ein Glück halten. (Murren 
und Unruhe). Ja, meine Herren, denn dann kann der 
preußiſche Adler weitergreifen und feine Schwingen ausdeh. 
nen. (Heiterkeit.) Es iſt das Intereſſe Preußens, fo weit gls 
möglich Boden in Deulſchland zu faſſen und ſich aus. 
zubreiten. Die deutſche Einheit werden wir nicht 


mit Worten machen, ſondern nur mit Thaten! (Beifall 


rechts.) 

Abg. Dr. Möller: Der Vorredner hat das Recht 
des Hauſes beſtritten, die Bewilligung der Anleihe an 
Bedingungen zu knüpfen und in einem darauf gerichteten 
Beſchluſſe einen Eingriff in die Prärogative der Krone 
erblicken zu müſſen I ek kein Schluß kann falſcher 
ſein als dieſer: Wer ſo argumentirt, ſteht bewußt oder 
unbewußt noch auf den Boden des Abſolutismus, nicht 
auf dem des Verfaſſungs⸗Staates. Die Rechte der Krone, 
wie fie Titel III. der Verfaſſungs⸗Urkunde feſtgeſtellt hat, 
wird dieſeß Haus ſtets auf das Gewiſſen hafteſte achten, 
aber es wird auch nicht um ein Komma weiter gehen 
und es verlangt dieſelbe gewiſſenhafte Beobachtung für 
die Rechte der Landesvertretung, wie ſie in andern 
Artikeln derſelben Verfaſſungs Urkunde feſtgeſtellt find. 
Art. 103 ſagt ganz klar, daß Staatsanleihen nur auf 


Grund eines, durch Einwilligung aller drei Faktoren der 
geſetzgebenden Gewalt zu Stande gekommenen Geſetzes 
Dieſes Haus hat das 
Recht, ſeine Einwilligung zu ertheilen; es hat das Recht, 


aufgenommen werden können. 


fie zu verſagen; es hat alſo auch das Recht, einen Be— 


ſchluß zu faſſen, der dazwiſchen liegt, das heißt eine be⸗ 
dingte Einwilligung auszuſprechen. Darin liegt aller- 
dings eine Beſchränkung der Rechte der Krone, welche 
aber in allen Verfaſſungsſtaaten ſtattfindet und von der 
ganzen Welt, die Herren auf der rechten Seite dieſes 


Hauſes angenommen, als heilſam und förderlich für das 
Staatswohl erachtet wird. 

g. v. Blanckenburg: Man behaupte, die 
Politik der preußiſchen Regierung ſei ohne Sympathie 
im Lande und frage, wen Bismarck hinter ſich habe. 
Darauf erwiderte er: 
hinter ſich die Armee, die königl. preußiſche Armee, von 
welcher, wenn ſte ſich zurückzieht, man nichts Anderes 
ſagen kann, als daß fie dies auf Befehl des Königs ge⸗ 
than habe. (Bravo rechts.) Er könne ſich nicht für 
einen künftigen Herrſcher in Holſtein erklären, welcher 
ſchon in den erſten Stadien ſeiner Laufbahn und in der 
gegenwärtigen Zeit den Verſuch mache, durch ein Schreiben 
an Louis Napoleon ſeiner Sache Vorſchub zu leiſten. 
„Ein Fürſt, welcher die Hand zu einem neuen Rhein- 
bunde bietet, der giebt ſeine Dynaſtie für immer auf,“ 
ſo habe früher der Abg. v. Carlowitz geurtheilt, und er 
(Redner) unterſchreibe dieſen Grundſatz bereitwillig, ohne 
freilich begreifen zu können, wie Jener heute dazu komme, 
ſich für einen zukünftigen Rheinbundsfürſten zu erklären. 
Ach dafür fehle ihm das Verſtänduiß, wie man von 
Preußen verlangen könne, mit England, mit Oeſterreich 
und Rußland zu brechen, um für einen neuen Herzog von 
Holſtein in den Krieg zu ziehen. a 

Abg. v. Carlowitz ergreift hierauf das Wort für 
den Kommiſſionsantrag und zur Rechtfertigung der von 
ihm beantragten Reſolution. 

Der Schluß der Generaldebatte wird darauf ange⸗ 
nommen, als Redner ſind noch eingeſchrieben: die Abgg. 
Freſe, Waldeck, Jung, v. Mitſchke-Collande, Meibauer, 
Duncker, Graf Schwerin, Tweiten u. A. — Ebenſo wird 
die Vertagung auf morgen beſchloſſen. — Es folgen 
perſönliche Bemerkungen. 

Abg. Dr. Waldeck erklärt, daß er zwar für den 
Kommiſſionsantrag eingeſchrieben geweſen ſei, doch gegen 
die Reſolution habe ſprechen wollen. 

Der Präſident ſchließt die Sitzung um 33 Uhr. 
— Nächſte Sitzung: morgen 10 Uhr. Tagesordnung: 
Fortſetzung der heutigen. 


Berlin, Freitag, 22. Jan. In der heutigen Sitzung 
des Abgeordnetenhauſes antwortete der Miniſterpräſident 
v. Bismarck dem Abgeordneten Schulze⸗Delitzſch: 
„Es iſt wabr, daß die kleinen deutſchen Staaten ſich an 
Preußen anlehnen wollen; die letzten 15 Jahre beweiſen, 
daß ſie ſich an Oeſterreich anlehnen, wovon wir viel zu 
leiden gehabt haben. Es iſt unſere Aufgabe, mit den 
ſkandinaviſchen Völkern in Eintracht zu leben. Ein 
Miniſter, der ſich das Vertrauen der Majorität des 
Hauſes erwerben wolle, müßte gegen die Verfaſſung, 
gegen den Geiſt des preußiſchen Volks gegen die geſchicht⸗ 
lichen Traditionen Preußens handeln. Das Haus will 
ein diplomatiſcher Hofkriegsrath fein und Preußen unter 
die Majorität des Bundestages beugen. Das Haus 
verſteht das preußiſche Volk nicht; der Rocher de bronze 
Friedrich Wilhelm's J. ſteht noch!“ Hierauf ſagte Graf 
Schwerin: Er habe ſich nach ſchweren Kämpfen ent» 
ſchloſſen, für Ablehnung zu ſtimmen; er hoffe, der König 
werde den Bundesbeſchluß wegen, der Erbfolge aner- 
kennen. Das Miniſterium fürchte die Demokratie und 
das Ausland. v. Bismarck: Die Demokratie hoffe er 
zu beſiegen, die Beſorgniß vor dem Auslande ſei eine 
gebotene Vorſicht; er behaupte heute wie immer die 
Politik der freien Hand. (Ausführlicher Bericht in der 
nächſten Nummer.) 


Herrenhaus. 

e e f 

räſident Graf zu Stolberg. Wernigerode eröff- 

net die Stang gegen 123 uhr. Am Miniſtertiſch: 

Graf zur Lippe, Graf Itzenpliß und mehrere Regierungs- 

Kommiſſare. Der Handelsminiſter hat um möglichſte 

Beſchleunigung der Berathung der in das andere Haus 

eingebrachten Eiſenbahnvorlagen, wenn dieſe eventuell in 

das Herrenhaus gelangen, gebeten. Es wird deshalb 

die Wahl einer beſonderen Kommiſſton gleich nach Schluß 
der Sitzung beliebt. 

Vor der Tagesordnung ergreift Herr v. Kleiſt⸗ 
Retzow nochmals das Wort, um dem Hauſe mitzu⸗ 
theilen, daß er ſehr viele Zuſchriften, namentlich auch 
von angeſehenen Damen erhalten habe, welche warme 
Sympathien für Schleswig - Holftein ausſprechen. Er 
wolle bei dieſer Gelegenheit bemerken, daß er kein Geg⸗ 
ner Schleswig Holſteins ſei. Herr Haſſelbach erklärt 
es für unzuläſſig, daß Hr. v. Kleift hier wiederholt ſeine 
Anſichten über Schleswig⸗Holſtein ganz geſchäftsordnungs⸗ 
widrig vorzutragen ſich gemüßigt ſehe. 


Vor ſich hat er den Krieg und 


Auf der Tagesordnung ſtehen eine Reihe von Ge⸗ 
ſetzentwürfen von meiſt lokaler Bedeutung: wegen Auf- 
hebung der lex Anastasiana in den Bezirken des gemei⸗ 
nen Rechts, Verbeſſerung des Hypotbekenweſens im Bezirk 
Ehrenbreitſtein, Einführung der Konkursordnung und 
des ſogenannten Anfechtungsgeſetzes ebendaſelbſt. Dieſe 
Entwürfe werden unverändert nach den Beſchlüſſen des 
Abgeordneten⸗Hauſes angenommen. 

Es folgt die Berathung über die proviſoriſch erlaſ⸗ 
ſene Verordnung vom 23. Juni 1863 wegen Verhütung 
des Zuſammenſtoßes der Schiffe auf hoher See. Das 
Abgeordnetenhaus hat dieſer Verordnung zwar die Ger 
nehmigung ertheilt, den Art. III. derſelben aber, wonach 
die Regierung befugt fein fol, dieſes Geſetz je nach Ber 
dürfniß abzuändern, geſtrichen. Die Majorität der Her⸗ 
renhaus⸗ Kommiſſion hat die Wiederherſtellung dieſes 
Art. III., ſowie eine kleine redaktionelle Aenderung befür⸗ 
wortet, Herr v. Zander aber durch ein Amendement, das 
die ausreichende Unterſtützung erhält, beantragt, die Ver⸗ 
ordnung in der vom Abgeordnetenhauſe beliebten Form 
anzunehmen. 

Berichterſtatter Dr. Tellkampf, Herr v. Zander 
und Graf v. Rittberg befürworten daſſelbe; erſterer 
erklärt, er habe ſchon in der Kommiſſion gegen die 
Wiederherſtellung des Artikel III. geſtimmt; Artikel III. 
widerſpreche einem der wichtigſten Grundſätze der Ver- 
faſſung, der Berheiligung der drei Faktoren an der Geſetz- 
gebung; man dürfe nicht die Geſetzgebungs⸗Gewalt An- 
dern delegiren; auch dürfe man den Artikel nicht wieder⸗ 
herſtellen, wenn das Geſetz noch in dieſer Seſſton zu 
Stande kommen ſolle. Auch der Inſtizminiſter ſtimmt 
aus dem letzteren Grunde dem Amendement zu. Daſſelbe 
wird darauf angenommen. 

Die Etatsüberſchreitungen der Jahre 1859 —1861 
werden hierauf ohne Debatte genehmigt; der Geſetzent⸗ 
wurf betr. die Abänderung des oſtpreußiſchen Landrechts 
(kleine Kalende) nach den Beſchlüſſen des andern Hauſes 
angenommen, ebenſo wie auch der Geſetz Entwurf ber 
treffend die Rechtsverhäliniſſe der Schiffsmannſchaft auf 
Seeſchiffen. Aus dem Bericht der Matrikelkommiſſion 
iſt hervorzuheben, daß das Herrenhaus gegenwärtig aus 
275 Mitgliedern beſteht, von denen 10 bis jetzt noch 
nicht in das Haus eingetreten find, und zwar 5 erblich 
berechtigte Mitglieder des hohen Adels, zwei Vertreter 
der Städte Trier und Nordhauſen und 3 aus Allerhöch— 
ſtem Vertrauen Berufene. Herr v. Bernuth macht 
darauf aufmerkſam, daß 6 Städte, darunter die größten, 
Berlin, Breslau, Köln und Danzig zum Theil ſchon 
ſeit langer Zeit in dieſem Hauſe unvertreten ſeien. Ohne 
Anträge zu ſtellen, habe er dies zur Sprache bringen 
wollen, damit das Haus ſich in dem Wunſche vereinige, 
die Vertretung dieſer Städte herbeizuführen. Schließlich 
werden noch einige Anträge, Abänderungen der Geſchäfts⸗ 
ordnung des Hauſes betreffend, erledigt, welche von kei⸗ 
nem allgemeinen Intereſſe ſind. Schluß der Sitzung 
25 Uhr. Nächſte Sitzung: Sonnabend, falls an dieſem 
Tage die Budgetverathung erfolgen kann, andernfalls 
am Montag. 5 


Berlin, 21. Januar. 

— Die hier erſcheinende „Provinzial⸗Correſpond.“ 
enthält folgende wichtige Mittheilung: Das Herren- 
haus wird unzweifelhaft das Werk des Abgeordneten⸗ 
hauſes gleichfalls verwerfen, und die Regierung wird 
hiernach von Neuem genöthigt ſein, die Verwaltung 
ohne ein zu Stande gekommenes Staatshaushalts⸗ 
geſetz nach beſtem Gewiſſen fortzuführen, zumal da 
das Abgeordnetenhaus ſoeben auch den Geſetzentwurf 
abgelehnt habe, durch welchen beſtimmt werden ſollte, 
wie es in einem ſolchen Falle zu halten iſt. Der 
Landtag aber dürfte, nachdem ſich die Fruchtloſigkeit 
feiner Sitzungen nach allen Seiten hin klar heraus“ 
geſtellt hat, ohne Weiteres geſchloſſen werden. 

— Die „Kreuzzeitung“ meldet, daß der Schluß 
des Landtags in den erſten Tagen nächſter Woche 
ſtattfinde, vielleicht ſchon nächſten Montag. 5 

— Die „B. u. H. Ztg.“ hört gerüchtsweiſe 
wieder von Kabinets veränderungen ſprechen, die indeß 
keinerlei Syſtemswechſel repräſentiren. Unter den 
abgehenden Miniſtern wird der Handelsminiſter Graf 
Itzenplitz und als ſein Nachfolger Baron v. Putt⸗ 
kammer Zarenthin, — für welchen ſchon früher ein⸗ 
mal das gleiche Portefeuille beſtimmt ſein ſollte — 
genannt; ebenſo wiederholt ſich die Nachricht vom 
Austreten des Finanzminiſters v. Bodelſchwingh, an 
deſſen Stelle der Oberpräſident der Provinz Magde⸗ 
burg, Hr. v. Witzleben treten werde. 

— Faſt täglich laufen der Kronprinz und die 
Kronprinzeſſin Schlittſchuhe und zwar auf der eigens 
zu dieſem Zwecke eingerichteten Eisbahn dicht am 
zoologiſchen Garten. Dieſelbe iſt während der An⸗ 
weſenheit der Herrſchaften für das Publikum durch 
Schutzleute abgeſperrt. 

— Wie die „Volksztg.“ hört, haben in Berlin 
ſich 1000 Männer aus turneriſchen Kreiſen bereit 
erklärt, für die Rechte Schleswig-Holſteins mit den 
Waffen einzutreten, halten es aber unter den jetzigen 
Zeitumſtänden für gefährlich, offen mit ihren Namen 
hervorzutreten. 

Stralſund, 17. Jan. Die Meerenge zwiſchen 
der Stadt und der Inſel Rügen iſt bereits ſeit 
einer Woche für Pferde und Wagen paſſirbar und 
die anhaltende ſcharfe Kälte läßt erwarten, daß das 
Eis ſich in dieſem Winker lange halten wird 


Lübeck, 19. Jan. Die Königl. preuß. Truppen, 
die ſeit dem 26. und 27. Dec. hier und in unſerer 
mgegenb einquartiert find, werden, dem Vernehmen 
nach, einige Tage früher, als anfänglich beſtimmt, 
nämlich ſchon übermorgen, am 21. d. M., ihren 
Weitermarſch nach Holſtein antreten. Wie es heißt, 
werden die ſämmtlichen nach Holſtein dirigirten 
preußiſchen Truppen ſich zunächſt bei Plön konzen⸗ 
triren. Ueber bevorſtehende Durchmärſche von 
preußiſchen Truppen hört man, daß ſolche vom 22. 
d. Mts. an während einiger Tage durch Orte unferer 
Umgegeud und zwar durch Mölln und Nuſſe, am 
25., 26., 27. und 28. Januar aber durch Lübeck 
felöft ftattfinden werden. 
Hamburg, 20. Jan. Nach der heute erſchie⸗ 
nenen „Eckernförder Ztg“ ſollen, die holſteiniſcheu 
Permittirten, welche ſich in Schleswig aufhalten, 
nicht angehalten werden, ſich zum Kriegsdienſte zu 
ellen. Wegen des ſchweren Elbeisganges und 
Nebels können augenblicklich Schiffe Glückſtadt nicht 
verlaſſen. Den „Hamburger Nachrichten“ wird 
aus Kiel mitgetheilt, daß der dortige ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteinſche Verein beſchloſſen habe, die Landesregierung 
zu veranlaſſen, die Stroh- und Heu-Ausfuhr zu 
verbieten. Die nach Frankfurt abgehende, vorläufig 
140 Perſonen ſtarke Landesdeputation wird morgen 
in Hamburg eintreffen. Als Vertreter der Kieler 
Kommune hat ſich der Senator Klotz und der Bür⸗ 
gerworthalter Krauſe an derſelben betheiligt. 5 
Kiel, 20. Jan. Die Nachricht von dem be⸗ 
vorſtehenden Einmarſche preußiſcher und öſterreichi— 
ſcher Truppen in Holſtein hat hier große Erregung 
ervorgerufen, um ſo mehr, als bereits heute für das 
ier garniſonirende Bataillon Sachſen Ordre zum 
Rückmarſch eintraf. Es verläßt morgen Kiel und 
wird, wie es hier heißt, übermorgen durch Defter- 
reicher erſetzt werden. Man will die Ehrenwache 
für den Herzog Friedrich, die nun zur Sicherheits- 
Wache werden würde, verdoppeln. — Auch Graf 
Reventlow-Jersbeck hat beim Herzoge eine Audienz 
gehabt und in der am 18. Januar jedes Jahres 
ſtattfindenden Sitzung der Ritterſchaft hielt zum auf⸗ 
richtigen Erſtaunen Aller, aber auch zur Freude über 
die ſpät gekommene, aber doch gekommene Bekehrung, 
Graf Reventlow-Farve eine warme Rede zu Gunſten 
des Herzogs Friedrich, in welcher er es als eine heil. 
Pflicht hinſtellte, den letzten Blutstropfen für das 
Vaterland und für den Fürſten zu vergießen. So 
haben denn, bis auf fünf, ſämmtliche Mitglieder der 
Ritterſchaft dem Herzog gehuldigt. Hiernach ſind die 
Tauſend und aber Tauſend Holſteiner des Herrn 
v. Kleiſt⸗Retzow zu bemeſſen, welche Morgens und 
Abends beten, das Land vor einem Fürſten zu be⸗ 
wahren, der gleichzeitig mit der Demokratie ſeinen 
Einzug halte. — Die beabſichtigte Abſendung einer 
Deputation von hier nach Berlin iſt aufgegeben. 
Wands beck, 21. Jan. Als heute um 2 Uhr 
22 Bataillon des 13. Regiments, welches in Hamburg 
due 3 eingetroffen war und dort übernachtet 
rüdte als die erſten preußiſchen Truppen, hier ein- 
e und auf dem Marktplatze Halt machte, begaben 
ſich der conſtituirte Polizei-Inſpector und die vier 
Fleckensvorſteher zum Commandeur des Bataillons, 
Obriſtlieutenant v. Zimmermann, um gegen den Ein- 
marſch preußiſcher Truppen Verwahrung einzulegen, 
die ſofort dem Obriſtlieutenant ſchriftlich behändigt 
wurde. Der Proteſt lautet: „Wir Endesunterzeich⸗ 
neten erklären hiemit, daß wir in Folge eines geſtern 
gefaßten Beſchluſſes des hieſigen Fleckens-Collegiums 
dem Herrn Obriſtlieutenant v. Zimmermann als 
bent des eben hier eingerückten Bataillons des 
> königl. preußiſchen Regiments, für welches hier 
on der königl. preußiſchen Regierung Quartier be⸗ 
ellt war, öffentlich heute die Erklärung abgegeben 
aben, daß wir dies ohne Wiſſen der hohen Bundes⸗ 
dommiſſare erfolgte Einrücken des Bataillons als einen 
Hewaltſchritt anſehen und gegen die Quartier-Requiſi⸗ 
ion Verwahrung einlegen müſſen. 
So geſchehen Wandsbeck, 21. Jan. 1864. 


N Hierauf erklärte der Obriftlieutenant von dieſem 
roleſte dem Prinzen Friedrich Carl Mittheilung zu 
machen, und rückte das Bataillon nach kurzer Raſt 
u der Richtung auf Ahrensburg weiter. 
Frankfurt, den 19. Januar. Die heutige 
außerordenttiche Bundestagsſitzung war, wie im Pur 
kum verlautete, einberufen worden, um über einen 
vunteng vom Kgr. Sachſen zu berathen, deſſen Inhalt 
on den Blättern bereits erwähnt worden iſt. Der 
antrag iſt jedoch heute nicht geſtellt worden, wahr⸗ 
oheiulich deßhalb nicht, weil Oeſterreich und Preußen 
vorher eine beruhigende Erklärung abgaben, wodurch 
— gegenſtandlos geworden. Die beiden deutſchen 
von Fmächte ſagen in dieſer Erklärung, daß bei den 
n ihnen in Betreff Schleswigs beabſichtigten Maß⸗ 


nahmen die fernere Ausführung der Bundesauord⸗ 
nungen in Bezug auf Holſtein nicht beirrt, eiue Be⸗ 
einträchtigung der bundesexecutionsmäßigen Beſetzung 
und der Verwaltung Holſteins und Lauenburgs nicht 
bezweckt werde. Die h. Verſammlung trug den ver⸗ 
einigten Ausſchüſſen auf, über dieſe Erklärung Bericht 
zu erſtatten. (Wie wir hören, iſt dieſe in Form einer 
Circulardepeſche auch an die deutſchen Höfe abgegan⸗ 
gen.) Es folgten Bericht aus Holſtein, Privatrecla⸗ 
mationen, Vorträge über Bundesfeſtängsſachen ꝛc. 

Aus Mitteldeutſchland, den 19. Jan. 
Wie aus Bonn, fo find auch aus Aachen und Bar⸗ 
men neuerdings Adreſſen an das preußiſche Abgeord— 
netenhaus abgegangen, welche dem entſchiedenen Ein⸗ 
treten deſſelben für die Sache der Herzogthümer gegen 
die Regierungspolitik ihre Anerkennung und Zuſtim⸗ 
mung ausſprechen. Andererſeits wurde aus Rheydt 
eine mit 550 Unterſchriften verſehene Adreſſe für 
Schleswig⸗Holſtein an den König gerichtet. — 

Wien, 20. Jan. Die „Wiener Zeitung“ iſt 
in der Lage, die Worte, die Se. Majeſtät der 
Kaiſer an die abmarſchirenden Truppen gerichtet hat, 
wie folgt, mitzutheilen: 

„Ehe die heute ausgerückten Truppen an ihre neue 
Beſtimmung abgehen, ſpreche Ich denſelben meine volle 
Befriedigung aus über ihre Haltung während der Zeit, 
die ſie hier in Garniſon waren. N x 

Sie haben die Beſtimmung, die öſterreichiſchen 
Waffen in fernen Gegenden zu vertreten. 

Ich weiß, daß Sie uns Ehre machen, daß Sie 
unſere Fahnen hochhalten werden. 

Deshalb erwarte ich für den Fall einer feindlichen 
Action, daß Sie mit den preußiſchen Truppen an 
Tapferkeit und Ausdauer wetteifern werden. 

Ich erwarte echte Kameradſchaft mit den preußiſchen 
Waffenbrüdern. 

Ich erwarte die ſtrengſte Disziplin in jeder Beziehung. 

Dieſe wenigen Worte habe Ich Ihnen an's Herz 
legen wollen, und nun leben Sie wohl, meine Herren, 


Gott geleite Sie.“ 

Paris, 18. Jan. Der däniſch⸗deutſche Streit 
erregt hier noch immer Befürchtungen, namentlich 
ſeitdem Oeſterreich und Preußen in ſo cavalierer 
Weiſe dem auf die geſammte öffentliche Meinung von 
Deutſchland ſich ſtützenden Bunde das Heft aus der 
Hand zu nehmen ſuchten. Der Argwohn der ſich 
jenſeits des Rheins gegen Frankreichs Abſichten aus- 
ſpricht, iſt wohl an und für ſich zu begreifen, aber 
es wäre auf der andern Seite doch lächerlich, wenn 
Deutſchland aus Superklugheit die Verlegenheit Na- 
poleons III. nicht benutzen wollte, blos um das Ver⸗ 
gnügen zu haben, diefe Verlegenheit auf eigene Koſten 
fortdauern zu ſehen. Niemals hatte Deutſchland, 
niemals hatte Preußen eine ſo gute Gelegenheit, eine 
reſpeetable Stellung einzunehmen und den Grund zu 
einer erſchütterungsloſen Umgeſtaltung der jo betrü⸗— 
benden heimiſchen Verhältniſſe zu legen und da muß 
Preußen feinem und, wir fagen es rundweg, Deutſch⸗ 
lands Erbfeinde, dem Haufe Oeſterreich, die Hand 
bieten, um dem Vaterlande eine neue Enttäuſchung, 
eine neue Demüthigung zu bereiten. 

Stockholm 15. Jan. Im geſtrigen „Dagblad“, 
das mit der Regierung in Verbindung ſteht, wird 
remouſtirt, daß ein Krieg Schwedens mit dem deut⸗ 
ſchen Koloß unſerem Lande ungeheure Koſten auf⸗ 
bürden würde, zu deren Beſchaffung die Hülfs quellen 
des Landes nicht ausreichen würden. Nach allen 
Richtungen hin würde ein ſolcher Krieg uns uner- 
ſetzlichen Schaden zufügen, ohne daß wir nach menjch- 
licher Vorausſicht für Dänemark das Mindeſte von 
wirklicher Bedeutung ausrichten könnten. Es ſei eine 
chriſtliche und politiſche Pflicht, vor Allem fein eige- 
nes Land und Volk vor unberechenbaren Leiden zu 
wahren und ſich nicht in einen Kampf zu wagen, 
durch welchen wir nach vernünftiger Berechnung un⸗ 
ſere Stammverwandten nicht zu ihrem Recht verhel- 
fen werden und für welchen wir als Belohnung 
nichts anderes zu erwarten haben, als die Ehre, 
welche ſchwediſche Tapferkeit unzweifelhaft auf dem 
Schlachtfelde ernten wird. Eine kluge uud nationale 
ſchwediſche Regierung müſſe ſich deshalb bei der 
deutſch⸗däniſchen Streitfrage paſſiv verhalten, eine 
Politik, welche die kürzlich heimgereiſten Mitglieder 
der Reichsſtände auch angerathen und welche die 
große Mehrzahl des edlen ſchwediſchen Volkes ge- 
billigt hat. 

London. Dem „Advertiſer“ zufolge hat der Kaiſer 
Napoleon an den König von Preußen ein Privatſchrei⸗ 
ben gerichtet, welches auf den eigentlichen Sinn und 
Zweck der letzten von der franzöſiſchen Regierung 
an die dentſchen Mittel⸗ und Kleinſtaaten erlaſſenen 
Rundnote ein überraſchendes Licht wirft. Der Kai⸗ 
ſer Napoleon ſchlage vor, auf der Grundlage des 
in dieſem Augenblick vorhandenen status quo eine 
Unterhandlung zu eröffnen. In den Herzogthümern 
liege die Urſache aller Unordnung und Aufregung 
in dem Widerſpruch zwiſchen dem dynaſtiſchen Ver⸗ 


* 


bande mit Dänemark und der wirklichen Vereinigung 
mit Deutſchland. Dieſen unglückſeligen Stand der 
Dinge ſollte man nicht befeſtigen, wie das Londoner 
Protokoll vergebens verſucht hat. Der Knoten müſſe 
durchgehauen werden. Folglich ſchlage Napoleon — 
eine Theilung der Herzogthümer vor. Holſtein ſei 
in dieſem Augenblick tbatſächlich und de lacto mit 
Deutſchland vereinigt und ſollte es bleiben. Schles⸗ 
wig ſei eben ſo mit Dänemark vereinigt und die 
Abſchaffung der Novemberverfaſſung wäre daher un⸗ 
möglich, ja ungeſetzlich. Wenn eine ſpecielle Confe⸗ 
renz auf dieſer Baſis ſtattfände, wäre er bereit, fie 
zu beſchicken. Seine Quelle giebt der „Advertiſer“, 
für ſich ſelbſt eine ſehr ungenügende Autorität, nicht an. 

Japan. Laut neueſtem Berichte des Chefs der 
ſchweizeriſchen Geſandſchaft in Japan wird ſich die⸗ 
ſelbe zur Stunde ſchon auf der Heimreiſe nach Europa 
befinden. Der von den Blättern gemeldeten angeb⸗ 
lichen Verſtändigung des Fürſten Satſuma mit den 
Engländern ſcheint Herr Humbert nicht viel Vertrauen 
zu ſchenken. Eine eigenthümliche national-öconomiſche 
Operation der japaniſchen Regierung iſt die ange⸗ 
ordnete Zerſtörung von drei Vierteln der Eier der 
Seidenraupen, wodurch die Preiſe der Seide auf 
ihrer Höhe erhalten werden ſollen. Einige vermuthen 
hinter dieſer Maßregel ein politiſches Motiv, nämlich 
die Abſicht, auf dieſe Weiſe die Fremden vertreiben 
zu wollen, indem man calculire, fie würden von 
freien Stücken das Land verlaſſen, wenn fie in 
demſelben keinen ihrer Speculation werthen Artikel 
mehr finden. Seide und Thee ſollen die einzigen 
Artikel ſein, welche des Exports werth ſind. 


Nachrichten aus Poſen und Polen. 

Von der polniſchen Grenze, 19. Januar. 
Mieroslawski hat an die Agenten und Unter-Orga— 
niſatoren der General-Organiſation ein Cirkular zur 
„allgemeinſten Verbreitung“ erlaſſen, in welchem er 
ſie warnt, den in letzter Zeit wiederholt über ſeine 
Entlaſſung verbreiteten Gerüchten Glauben zu ſchenken. 
Als Urheber dieſer „aller thatſächlichen Grundlage 
entbehrenden“ Gerüchte bezeichnet er ruſſiſche Polizei 
Agenten, die ſich mit der Fabrication falſcher Decrete 
der National-Regierung beſchäftigten, die dann von 
einer gewiſſen polniſchen Partei (der Czartoryskiſchen), 
die von jeher der Nationalſache durch Intriguen und 
Schürung von Parteizwiſt geſchadet habe, mit 
auffallender Gefliſſentlichkeit verbreitet und in ihrem 
ſelbſtiſchen Partei-Intereſſe ausgebeutet würden. Aus 
derſelben Quelle würden auch gefälſchte Dekrete der 
National⸗Regierung in Umlauf geſetzt, welche der 
Nationalſache zu Spott und Hohn gereichende Er⸗ 
nennungen enthielten. Am Schluſſe des Cirkulars 
heißt es: „Da ich mich auf die von der National 
Regierung mir anvertraute General-Organiſation 
beſchränke, ſo würde es unter andern Umſtänden faſt 
überflüſſig ſein, die Agenten und Organiſatoren dieſer 
Abtheilung warnend darauf hinzuweiſen, daß die 
National⸗Regierung lediglich durch Vermittelung des 
höchſten und verantwortlichen Beamten der General- 
Organiſation mit allen übrigen Organen und Schichten 
derſelben in Rapport ſteht, und daß fie dem ges 
dachten Beamten insgeheim ihren Willen kundgiebt, 
lediglich durch Vermittelung des durch Dekret vom 
16. December bei ihm angeſtellten außerordentlichen 
Kommiſſars, deſſen Namen und Charakter der Nation 
wie ganz Europa bekannt iſt. Daraus folgt, daß 
ohne Ausnahme alle Befehle, Beſchlüſſe und Kund⸗ 
gebungen, welche ſcheinbar mit dem Siegel der 
National⸗Regierung verſehen find, aber nicht auf 
dem geordneten Wege an ihre Adreſſe und in die 
Oeffentlichkeit gelangen, mindeſteus verdächtigen 
Urſprungs ſind, und von jedem wahren Polen als 
verbrecheriſche Fälſchungen verfolgt werden müſſen.“ 

— Die revolutionaire Regierung hat für den 
preußiſchen Antheil einen „vollziehenden Ausſchuß“, 
wie ſolcher in Litthauen beſteht, eingeſetzt, der mit 
dem 1. December v. J. ſeine Wirkſamkeit begonnen 
hat. Aufgabe dieſes Ausſchuſſes iſt, in die Thätig⸗ 
keit zur Befreiung Polens Disziplin und Einheit 
zu bringen. (Oſtſ. Z.) 
——ä—— — — — äẽꝛ.2.J . ĩ¼mĩßÄ—ßvÜ—! 


Lokales und Provinzielles. 
Danzig, den 23. Januar. 

— Am nächſten Montag wird Herr Phyſiker 
Böttcher einen neuen Cyklus ſeiner Vorträge im 
Apolloſaale beginnen. Wir ergreifen mit Freuden die 
Gelegenheit, unſere Leſer hierauf aufmerkſam zu 
machen. Denn was Herr Böttcher bietet, über⸗ 
ragt bei Weitem alle Productionen ähnlichn e Genres, 
indem es durch eine ſinnreiche Belehrung im Dien 
der ſtrengen Wiſſenſchaft ſteht und zugleich auf die 
angenehmſte Weiſe unterhält. 


— [Eoncert.] Das geftern von Herrn Zürn 
im großen Saale des Gewerbehauſes veranſtaltete 
Concert war fo deſucht, daß kaum mehr Platz zu 
finden war. Die zur Aufführung gelangten Piegen 
wurden faſt ſämmtlich von den Zuhörern mit 
lebhafteſtem Beifall aufgenommen, beſonders diejenigen, 
in denen Cello als Concertinſtrument verwendet wurde. 
— Herrn Zürn's Bogenführung iſt eine ſehr 
elegante, das Juſtrument ſingt unter ſeinen Händen 
und dieſer Geſang iſt namentlich im Piano ein tief 
ergreifender. — Von den übrigen Werken mögte 
wohl der ſehr ſorgfältigen Aufführung des erſten 
Satzes aus Beethovens unſterblichem C-moll-Concert 
der Preis des Abends zuerkannt werden dürfen. 
Die Meditation von Bach, welche wir ſeit kaum 
Jahresfriſt zweimal zu hören Gelegenheit hatten, 
wollte uns in dem Arrangement für Cello und 
Harmonium nicht recht behagen; eine ſolche Ab⸗ 
wechſelung mag übrigens immerhin gerechtfertigt 
erſcheinen. — Möge Herr Zürn uns noch mehr 
Gelegenheit geben, von ſeinem ſchönen Talente zu 
profitiren, mögen ihm aber auch ſtets ſo treue und 
wackere Mithelfer zur Seite ſtehen, wie das geſtern 
der Fall war. — 

Strasburg i. Weſtpr., 21. Jan. Die Un⸗ 
terſuchung gegen den ſuspendirten Landrath v. Young 
hat heute begonnen und zwar durch einen eigends 
dazu committirten Miniſterial⸗Beamten, den Regierungs- 
Aſſeſſor v. Wolf. 

Gumbinnen, 21. Jan. Geſtern Abend wurde 
der Regierungs- und Schulrath Bock auf der Straße 
von einem Schlaganfalle betroffen, der ſeinen augen⸗ 
blicklichen Tod zur Folge hatte. 

Königsberg. Kaum gegen eine Kaution von 
500 Thlr. zum zweiten Male ſeiner Haft entlaſſen, 
iſt Graf Chotomsky am Donnerſtag zum dritten 
Male auf direkte Requiſition aus Berlin hier ver— 
haftet und dem hieſigen Gerichtsgefängniſſe überliefert 
worden. 


Nekrolog. 


Am 20. d. M., des Morgens 7 Uhr, hat der 
Ober⸗Regierungs⸗Rath Pavelt nach dreitägigem 
Krankenlager in einem Alter von faſt 69 Jahren 
das Zeitliche geſegnet. Der Verewigte, am 4. Juni 
1795 zu Süßwinkel bei Breslau geboren, 
folgte im Jahre 1813, damals Student auf der 
Univerfität zu Berlin, der Volks Begeiſterung, um 
für die Befreiung des Vaterlandes gegen Napoleon 
zu kämpfen. Er focht als freiwilliger Jäger in den 
Feldzügen 1813 bis 1815 tapfer mit und avancirte 
zum Offizier. (Als ſolcher gehörte er der Landwehr⸗ 
Kavallerie bis 1821 an). Nach dem glorreichen 
Freiheitskriege nahm der Verſtorbene feine unter⸗ 
brochenen Studien wieder auf, wurde im Jahre 1817 
Referendarius bei der Königl. Regierung zu Breslau, 
im Jahre 1822 Regierungs⸗Aſſeſſor und arbeitete 
als ſolcher bis 1824 bei den Königl. Regierungen zu 
Magdeburg, Erfurt u. Merſebur g. Am 8. März 
1824 zum Landrath des Kreiſes Zeitz berufen, hat 
er in dieſem Amte 7 Jahre lang ſegensreich gewirkt 
und ſich die Liebe und das Vertrauen der Kreis- 
Bewohner erworben. Im Jahre 1831 wurde er zum 
Regierungs⸗Rath befördert und gehörte als ſolcher 
dem Regierungs⸗Collegio zu Cöslin während der 
Zeit von 3% Jahren und dem Regierungs⸗Collegio 
zu Lie gnis während der Zeit von 49% Jahren an. 
Am 31. Mai 1839 erfolgte ſeine Ernennung zum 
Ober⸗Regierungs⸗Rath und Dirigenten der Königl. 
Regierungs⸗Abtheilung des Innern zu Stettin. An 
die bieſige Kgl. Regierung wurde er am 1. Oetbr. 
1851 in derſelben Eigenſchaft und zugleich als Stell⸗ 
vertreter des Regierungs⸗Chef⸗Präſidenten, wie auch 
als Dirigent des Spruch-Collegiums für die land⸗ 
wiethſchaftlichen Angelegenheiten verſetzt. Streng gegen 
ſich ſelbſt und gegen ſeine Untergebenen in Erfüllung 
der dienſtlichen Pflichten, wußte der Verewigte ſtets 
Gerechtigkeit im Auge zu behalten. In einem Zeit⸗ 
raum von mehr als 13 Jahren, den er in feiner 
letzten amtlichen Stellung verlebte, iſt er allen Beam⸗ 
ten ein Vorbild gewiſſenhafter Pflichterfüllung gewe⸗ 
ſen. Sein Dienſteifer ging ſo weit, daß er ſelbſt bei 
angreifenden pſyſiſchen Leiden, die oftmals bei ihm 
eintraten, ſeine Thätigkeit nicht einſtellte. Dieſen 
Dienſteifer hat er auch auf feinem letzten Krankenla⸗ 
ger an den Tag gelegt; denn nur zwei Tage vor 
ſeinem Dahinſcheiden hat er feine Dienſtgeſchäfte ab⸗ 
gegeben. Vor Allem kennzeichnete den Veremigten 
eine unantaſtbar hingebende Treue für ſeinen König. 
Seine erfolgreiche Thätigkeit iſt mit verdienten Aus⸗ 
5 771 geehrt worden; er beſaß den Rothen 

dler⸗Orden 3. Klaſſe mit der Schleife, den Ruſ⸗ 
ſiſchen St. Annen Orden 2. Klaſſe, die Kriegs- 


Denkmünze von 1813 — 15 für Kombattanten, die 
Krönungs⸗ Medaille und die Erinnerungs ⸗Kriegs⸗ 


Denkmünze für die Krieger der Feldzüge 1813, 1814 
und 1815. An dem Sarge des Verewigten ſtehen 


die tiefbetrübte Wittwe, zwei Söhne, von denen der 
eine Königl. Oberförſter und der andere Baumeiſter 
iſt, und drei Töchter. Mit ihnen betrauern viele 
Freunde, ſeine Amtsgenoſſen und die Verwaltungs⸗ 
Beamten des Spgierungs. Bezirke Danzig den uner- 
warteten harten Verluſt. Auch nach ſeinem Scheiden 
wird ſein Vorbild unter Allen, die ihm nahe ſtanden, 
fortfeben‘, und die Erinnerung an fein gerechtes, 
wohlwollendes Walten in Verehrung, Liebe und Dank⸗ 
barkeit bewahrt bleiben. Sanft ruhe ſeine Aſche! — 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


22 4| 336,60 | + 1,6 SW. ſchwach, bezogen u. Nebel. 
2309] 335,05 | 3,0 do. do. do. do. 
120 334,56 | + 40 [ do. do. do. do. 2 


Borfen-Verkünfe zu Danzig am 23. Januar. 
Weizen, 115 Laſt, 135pfd. fl. 435; 132 33pfd. fl. 410, 
412%; 132 pfd. fl. 390, 400, 405, 410, 412; 131pfd. 
fl. 400; 129. 30pfd. fl. 370, 380; 129pfd. fl. 375, 
385; 128. 20pfd. fl. 370; 127. 28pfdb. fl 365; 126 
bis 127pfd. fl. 360; 127. 28pfd. ſchwarzſpitzig fl. 305 
Alles pr. 8ö5pfd. 
Roggen, 124pfd. fl. 219; 128 pfd. fl. 222; 130pfd. 
fl. 226} pr. 813 reſp. 125pfd. 
Gerſte, große, 113pfd. fl. 198; 119pfd. fl. 210. 
Grüne Erbſen fl. 243. 
Bahnpreiſe zu Danzig am 23. Januar. 
Weizen 125 — 130pfd. bunt 57—62 Sgr. 
124—135pfd. hellb. 60 - 72 Sgr. pr. 85pfd. Z.⸗G. 
Roggen 122—130pfd. 36— 38 Sgr. pr. 125pfd. 
Erbſen weiße Koch 41—42; Sgr. 
do. Futter⸗ 37 — 40 Sgr. 
Gerſte kleine 106 —114pfd. 30-33 Sgr. 
große 112—120pfd. 22 — 36 Sgr. 
Hafer 70 —80pfd. 20 —23 Sgr. 


Kirchliche Nachrichten vom 11. bis 18. Januar. 
Schluß.) 


( f. 
Heil. Leichnam. Getauft: Klempnermſtr. 
Döpner in Langefuhr Tochter Anna Marie Eliſabeth. 
Aufgeboten: Schiffszimmergeſ. Chriſtian David 
Chriſtoph Rabe mit Igfr. Charl. Wilhelmine Willer 
am Holm. 15 
Geſtorben: Rentier George Tuchel in Heiligen- 
brunn, 89 J. 6 M., Alterſchwäche. 
Himmelfahrts⸗Kirche zu Neufahrwaſſer. 
Getauft: Steuermann Raſch Sohn Peter Rudolph. 
Seefahrer Weſtphal Tochter Erneſtine Charl. Henriette. 
Aufgeboten: Seefahrer Carl Andreas Drogoſch 
mit Igfr. Chriſtiane Albertine Engler. 
Geſtorben: Fleiſchermſtr. Leimert Sohn Max Friedrich, 
2 J. 9 M. 13 T., Maſern u. Luftröhren- Entzündung. 
Eigenthümer MieraufTochter Marie Eliſabeth, 6 J. 3 M. 
17 T., Halsbräune. 


Auction zu Oſterwick. 
Dienſtag, den 16. Februar 1864 
Vormittags 10 Uhr 
werde ich auf Verlangen des Gutsbeſitzer Herrn 
Arnold zu Oſterwiek wegen Aufgabe der 
Wirthſchaft öffentlich an den Meiſtbietenden verkaufen: 
AO Stück ſehr gute Pferde, beſtehend aus ſtarken 
edlen Jährlingen und tüchtigen Arbeitspferden. 

70 Stück Rindvieh, darunter 6 Stück 
Shorthorn, 10 Oſtfrieſen; im 
übrigen halb- und dreiviertel Blut, fo wie 
einige Niederungskühe. 

20 Stück Schweine der ſtarken Lor kshire- 
Race, und zwar 2 Säue mit Ferkeln, 
8 ſchöne junge Säue, 2 ältere und mehrere 
junge Eber. 

150 Stück engl. Fett ſchaafe, theils reine 
Southdown’s, theils Cotswold's 
(Kreuzung aus Southdown’s und Leicestre 
Schaafen) darunter 30 ſchöne Böcke, von denen 
9 Monate alte Lammböcke bis 140 Pf. lebend 
ſchwer ſind. 

Der Zahlungs⸗Termin wird den bekannten Käu⸗ 
fern beim Beginne der Auction angezeigt. Fremde 


zahlen zur Stelle. Fremde Gegenſtände dürfen nicht 


eingebracht werden. 
Joh. Jac. Wagner, 
Auctions⸗Commiſſarius. 


ASG. G. acc Sen 
Das Verzeichniß über Gemüfe-n, A 
Blumen⸗Samen, Obstbäume, Geſträuche zt. A 
liegt zur Ausgabe bereit, und kann ſowohl in 
der Gärtnerei zu Tempelburg, wie auch in 
der Blumenhalle Wollwebergaſſe Nr. 10 
6 gratis in Empfang genommen werden; daſelbſt 9 
ö werden auch Beſtellungen angenommen 9 


für H. Rotzoll's Garten, 
E S S sr S SS 


Ö 
0 


Carl Ehrlich. 


* Betriebe der hieſigen Königl. Dampf⸗Mahl⸗ 
Mühle iſt die Beſchaffung von ca. 40 Laſt 
Newcaſtler Glanz⸗Steinkohlen erforderlich und ſoll dem 
Mindeſtfordernden in Entrepriſe gegeben werden. 

Hierzu iſt ein Termin 
auf den 6. Februar c., Vormittags 11 Uhr, 
im Büreau des unterzeichneten Proviant-Amts 
Kielgraben Nr. 3. anberaumt und werden 
Unternehmungsluſtige hierdurch aufgefordert, ihre 
verfiegelten Offerten mit der Aufſchrift „Submiſſion 
auf die Lieferung von Steinkohlen“ für die Königliche 
Dampf⸗Mahl⸗ Mühle hierſelbſt, unter Beifügung 
einer verſiegelten Probe der offerirten Neweaſtler Kohle / 
bis zur gedachten Stunde, uns zugehen zu laſſen, 
wonächſt deren Eröffnung in Gegenwart der Submittenten 
erfolgen wird. 

Offerten, welche nach Beginn des Termins ein⸗ 
gehen, müſſen unberückſichtigt bleiben. 

Die Bedingungen können in den Dienſtſtunden 
in unſerem Geſchäftslocale eingeſehen werden. 


Königliches Proviant⸗Amt. 


— — — — — 
8 höherer Anordnung ſoll das an dem 

Engliſchen Damm hierſelbſt belegene Fourage⸗ 
Magazin⸗Gebäude, welches 246“ lang, 45“ tief, von 
ausgemauertem Fachwerk, eine Etage hoch, mit Dach⸗ 
Pfannen eingedeckt iſt, im Wege der Licitation öffentlich 
an den Meiſtbietenden zum Abbruch verkauft werden. 

Hierzu ſteht ein Termin 


auf Freitag, den 5. Februar er., 
Vormittags 11 Uhr, 

im Büreau des unterzeichneten Proviant-Amts 

Kielgraben Nr. 3. an, zu welchem Kaufluſtige 

hiermit eingeladen werden. 

Die Bedingungen können in den Dienſtſtunden 
in unſerem Geſchäftslocale eingeſehen werden und iſt 
Reflectanten die Beſichtigung des zu verkaufenden 
Gebäudes in den Wochentagen zu jeder Tageszeit 
geftattet. 

Königliches Proviant⸗Amt. 


Stadt- Theater zu Danzig. 

Sonntag, den 24. Januar. (4. Abonnement No. 16.) 
Pech⸗Schulze. Poſſe mit Geſang in 3 Acten 
von H. Salingre. Muſik von A. Lang. 

Montag, den 25. Januar. (4. Abonnement No. 17.) 


500,000 Teufel. Poſſe mit Geſang in 
3 Akten und 6 Tableaur von G. Michaelis. 
Apollo - Saal. 


Ss Montag, 25. 


N Abends 7-9 Uhr 
Darſtellungen 

ind Vorträge des 

— Phyſiler Bötticher. 

„Franklins tragiſches Schickſal 

Eb Nordpolar Ns, al, 
Brillante Nebelbilder m. Verw. 

Entree: 10, 6 und 3 Sgr. 


Billets zum Numm. Sitz à 10 Sgr. 
ſind in Herrn Weber's Kunſthandlung zu haben. 


Dienſtag: Sternenwelt. Rom. 


e Königl. Pr. Lotterie. 
2 1 Loos⸗Antheile zur 129ften Lotterie 
in ¼ (Thlr. 1., größere Antheile nach Ver⸗ 
hältniß) 70, 715, Yıo 75, 7 u, f. w. 
habe ich noch einige zum Verſand übrig. 
G. A. Kaselow, Stettin. 
RNB. Außer den 150,000 Thlr. und 
50,000 Thlr. Gewinn, welche jetzt in kurzer Zeit 
auf von mir überlaſſene Loos-⸗Antheile fielen, brachte 
die letzte Lotterie wiederum den dritten Hauptgewinn 
von 50,000 Thlr. 


Das 


Neueste in Haartouren. 


W. Schmidt jun., Hoffriseur, Berlin, Jerusalemer- 
Strasse 15, 1 Tr, Erfinder der patentirten, ganzen 
Haartouren ohne Feder und ohne zu kleben mit und 
ohne Scheitel für Herren, empfiehlt diese Art Touren 
s die leichtesten, bequemsten, dä sie nie drücken 
können, und auch als die dauerhaftesten, welche 
Krfahrung ich seit Erfindung ders. in 10 Jahren ge- 
ncht habe. — Bei gütigeu Aufträgen ist persönliches 
Erscheinen nicht nöthig, sondern es wird gebeten; 
d. Umfang des Kopfes, b) das Maas v, d. Stirn 
. 2. Nacken, e) v. e. Ohr z. and. über d. Kopf, die 
ungabe der Haartracht u. eine Haarprobe einzusenden. 

Auch fertige ich jede Art Klebe- u. Federtoupet# 
nnch den neuesten, von mir erfundenen Constructionen, 
die ich; seitmeinem 24jähr, Bestehen für die Praktisch“ 
sten. finde. Die Preise sind zwischen 3—17. Thlr. 
Kenderungen gratis. 


— 


Verantwortliche Redaktion, Druck und Berlag von Edwin Groening in Danzig. 


